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Um die eigenen Rechte einfordern zu können, bedarf es Wissen 
und professioneller Hilfe!

Täglich machen Menschen mit (familiärer) Migrations- und Fluchtbiographie, 
Schwarze Menschen, Jüd*innen, Muslim*innen, Sinti*zze, Rom*nja, LGBTIQ* 
in Deutschland rassistische und diskriminierende Erfahrungen, sei es bei der  
Wohnungs- und Jobsuche, beim Arztbesuch, in der Schule und Universität, auf dem 
Fußballplatz, der Fahrt mit den öffentlichen Verkehrsmitteln, in der Disko oder im  
Alltag. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes verzeichnet einen wesentlichen  
Anstieg von Diskriminierungsvorfällen seit der Corona-Pandemie, z. B. auch gegen 
Menschen mit vermeintlich „asiatischem” Aussehen.

Diskriminierung und rassistische Gewalt treten nicht nur auf der persönlichen 
Ebene auf, sondern sind Teil einer strukturellen Ebene, was sich vor allem im  
Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt drastisch auswirkt. Die Studien des  
Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB-Studie 2018)1 und des  
Institutes für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB-Kurzbericht 2020)2 zeigen  
deutlich auf, dass Menschen mit Migrationsgeschichte wesentlich häufiger von  
Arbeitslosigkeit bedroht sind. Das liegt zum Teil an fehlenden Bildungsabschlüssen 
oder mangelnden Deutschkenntnissen. Eine gleichberechtigte Teilhabechance wird 
aber auch durch Vorbehalte und Diskriminierung verringert, wenn z. B. der Zugang 
zum Arbeitsmarkt für bestimmte migrantisierte Gruppen gänzlich verwehrt wird 
oder in einem Unternehmen prinzipiell keine Menschen aus einem bestimmten 
Land, mit einer bestimmten Hautfarbe oder Religion eingestellt werden. Selbst bei 
gleicher Qualifikation müssen sich Bewerber*innen mit Migrationsgeschichte 4 - 5 

1 Koopmans, Ruud & Veit, Susanne & Yemane, Ruta (2018): Ethnische Hierarchien in der Bewerberauswahl:  
 Ein Feldexperiment zu den Ursachen von Arbeitsmarktdiskriminierung, Discussion Paper, Wissenschaftszentrum  
 Berlin für Sozialforschung (WZB).
2 Keita, Sekou & Valette, Jérome (2020): Zugewanderte, denen man weniger vertraut, bleiben länger arbeitslos,  
 IAB-Kurzbericht 10/2020, Nürnberg.

Vorwort
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Mal häufiger bewerben, um zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen zu werden 
(WZB 2018).

Die strukturellen Benachteiligungen führen zu einer seit langer Zeit bestehenden  
Ungleichheit in der Gesellschaft und Arbeitswelt, basierend unter anderem auf der 
Herkunft oder dem Aussehen eines Menschen, was schwer mit den Grundsätzen  
unserer Demokratie zu vereinbaren ist. Nicht diskriminiert zu sein, ist schlicht ein  
Menschenrecht.

So steht zum Beispiel im Grundgesetz:

„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner „Rasse3“, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf  
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“.

Für den Bereich Arbeitsmarkt und Zivilrecht ist vor allem das Allgemeine  
Gleichbehandlungsgesetz eine zentrale weitere Errungenschaft und Interventions- 
möglichkeit geworden. Um dieses Recht bei Verletzungen und Verstößen  
einzufordern, braucht es jedoch eine transparente und niedrigschwellige Beratung.  
Eine bayerische Landesantidiskriminierungsstelle gibt es jedoch nicht und nur in  
einzelnen Kommunen existieren Beratungsstellen. Diese decken den Bedarf im  
größten Bundesland Deutschlands mit rund 13 Millionen Einwohner*innen bei  
weitem nicht ab. Daher ist es notwendig, professionelle Anlaufstellen mit  
ausreichendem, vielfältigem Personal einzurichten, verstärkt zu fördern und  
auszubauen. Dadurch können Menschen beraten werden, wie sie ihre Rechte  
einfordern oder/und gegen rassistische Gewalt vorgehen können. Zudem könnten  
diese Beratungsstrukturen Nichtbetroffene für das Thema Rassismus und  
Diskriminierung sensibilisieren und Strategien zur Bekämpfung von Rassismus  
und Diskriminierung entwickeln.

3 Anführungszeichen durch die Autorinnen.
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Eine gute Zusammenarbeit mit bereits bestehenden Beratungs- und  
zivilgesellschaftlichen Strukturen sowie Engagierten in der Antidiskriminierungs- 
arbeit sollte dazu weiter ausgebaut werden. Das Förderprogramm „Integration durch 
Qualifizierung (IQ)“ setzt sich seit vielen Jahren für verbesserte Chancen im Bereich 
Arbeitsmarkt für Menschen mit Migrationsgeschichte ein und kann zur verstärkten 
Sensibilisierung von Arbeitsmarktakteur*innen, vor allem Agenturen für Arbeit und 
Jobcenter, Kommunen sowie kleinen und mittleren Unternehmen, einen wichtigen 
Beitrag leisten.

Dieses Handbuch möchte bei gesellschaftlichen und politischen Akteur*innen  
ein Bewusstsein über die Notwendigkeit der Professionalisierung der  
Antidiskriminierungs- und Antirassismusarbeit schaffen sowie den Bedarf eines  
flächendeckenden Aufbaus von Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen  
im Freistaat Bayern, in bayerischen Landkreisen und Kommunen aufzeigen.

Wir von der IQ Fachstelle Interkulturelle Kompetenzentwicklung und  
Antidiskriminierung hoffen, dass mit diesem Handbuch Transparenz über den  
Status quo hergestellt wird und wertvolle Impulse hin zu einer verbesserten  
Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit im Freistaat Bayern gesetzt werden, 
denn nur so kann mehr Chancengleichheit am Arbeitsmarkt erzielt werden.

Tina Monkonjay Garway und Tina Lachmayr
IQ Fachstelle Interkulturelle Kompetenzentwicklung und Antidiskriminierung,

VIA Bayern e.V.
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    1.1. Ausgangslage

Die Schaffung von unabhängigen Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen ist 
in erster Linie eine starke Hilfestellung und Unterstützung für die Bürger*innen die 
Rassismen und Diskriminierung ausgesetzt sind. Ein entsprechendes Handeln seitens 
der Kommunen, Bezirke und auf Landesebene wäre auch ein klares Zeichen für eine 
Haltung und Positionierung gegen Rassismus und Diskriminierung, beziehungsweise  
gegen jedwede Form der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit. Diese  
Positionierung beinhaltet auch die Bewahrung unserer schwer erkämpften  
Demokratie.

Die Abwehr von Menschenrechtsverletzungen, Rassismen, Antisemitismus,  
Diskriminierungen und Rechtsextremismus sind nach wie vor Herausforderungen 
für unsere plurale Gesellschaft. Hasskriminalität, rassistische Straftaten, Angriffe  
auf Glaubenseinrichtungen, wie z. B. Moscheen und Synagogen, Attacken auf  
Geflüchtete und deren Unterkünfte sind Alltag in unserer Gesellschaft.

Extremist*innen aus verfassungsfeindlichen Organisationen und Parteien sprechen 
von „Volksreinigung“ und dem „Tag X“. Leider ist dieses Phänomen sogar bei  
Mitarbeitenden deutscher Sicherheitsbehörden, Ämter und staatlicher Institutionen 
zu beobachten.

Laut bayerischem Verfassungsschutzbericht4 ist die Zahl der Rechtsextremist*innen 
von 2.360 in 2018 auf 2.570 in 2019 gestiegen. Darunter gehören konstant rund 1.000 

4 Hier der vollständige Verfassungsschutzbericht von 2019 des Bayerischen Landesamtes für 
 Verfassungsschutz:https://www.verfassungsschutz.bayern.de/ueberuns/medien/aktuelle_meldungen/ 
 vorstellung-bayerischer- verfassungsschutzbericht-2019/.

1. Ausgangslage, Ziele, Zielgruppen und  
Projektbeschreibung
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Personen in Bayern zur gewaltbereiten rechtsextremen Szene. Zudem gibt es eine 
hohe Zahl von Fällen erlittener rassistischer Erfahrung und Diskriminierung, wobei 
nur ein geringer Teil überhaupt bekannt wird. Laut der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS)5 wurde 2019 insgesamt in 3.580 Fällen eine rechtliche Auskunft erteilt. 
Die Gesamtzahl der Beratungsanfragen stieg gegenüber dem Vorjahr um knapp vier 
Prozent. 2018 waren es 3.455 Fälle.

In jedem dritten Beratungsfall handelt es sich um Rassismus. Die Zahlen in diesem 
Bereich haben sich seit 2015 mehr als verdoppelt und werden voraussichtlich weiter 
steigen.

Diesbezüglich ist es sehr zu begrüßen, dass es Initiativen, Organisationen und  
Vereine der Zivilgesellschaft gibt, die sich aktiv gegen Rassismen und  
Diskriminierungen einsetzen und ggf. auch Beratung anbieten. Diese können aber  
keine Antidiskriminierungsstelle ersetzen. Sie benötigen professionelle  
Unterstützung und Expertise. Wichtig ist auch eine gute Zusammenarbeit zwischen 
einer Antidiskriminierungsstelle und den zivilgesellschaftlichen Strukturen.

Wir danken allen Städten sowie zivilgesellschaftlichen Initiativen, die durch eine  
Beratungsstelle den Bürger*innen, die Rassismen und Diskriminierungen erfahren,  
Unterstützung zukommen lassen. Sie tragen unter anderem dazu bei, dass das  
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) nicht ein zahnloser Tiger bleibt.

5 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Home/home_node.html.
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    1.2. Ziele des Handbuchs

Sensibilisierung
• Sensibilisierung gesellschaftliche*r Akteur*innen und der politisch  
 Verantwortlichen für die Wichtigkeit und Funktion flächendeckender  
 Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen in den bayerischen  
 Landkreisen, Kommunen und auf der Landesebene
• Sensibilisierung von Community-basierten Organisationen und Jugend-  
 und Bildungseinrichtungen
• Anregungen zur Gestaltung von Antidiskriminierungsstellen als  
 vertrauensvolle Schutzräume

Stärkung
• Beitrag zur Anwendbarkeit bzw. Umsetzung des AGG
• Stärkung der Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit in Bayern
• Stärkung der Ausländer- Migranten- und Integrationsbeiräte bei deren  
 Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit
• Wahrnehmung der Rolle der Antidiskriminierungsstellen als Ort des  
 Empowerments von Betroffenen
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• Ernsthafte Wahrnehmung der prekären Situationen von Menschen, die  
 Rassismen und Diskriminierung erfahren, verbunden mit der Schaffung von  
 Instrumenten für deren ganzheitliche Unterstützung

Schaffung / Verbesserung
• Förderung der Schaffung von flächendeckenden Unterstützungs- und  
 Beratungsstrukturen 
• Förderung der Schaffung einer Landesantidiskriminierungsstelle
• Vorschläge zur Einführung gesetzlicher Instrumente für eine konsequente  
 Bekämpfung von Rassismen und Diskriminierungen  
 (Landesantidiskriminierungsgesetz)
• Verbesserung der Beratungsarbeit von bestehenden kommunalen und  
 gesellschaftlichen Strukturen
• Verbesserung der zielgruppenspezifischen und allgemeinen Beratungs- 
 angebote, mit dem Ziel, Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit als  
 Querschnittsaufgabe wahrzunehmen

    1.3. Adressat*innen des Handbuchs

• Kommunen und kommunale Spitzenverbände
• Ausländer-, Migranten- und Integrationsbeiräte6

• Migrant*innen- und Geflüchtetenselbstorganisationen
• Flüchtlingsräte und Helferkreise
• Sonstige zivilgesellschaftliche Organisationen und Initiativen
• Politisch Verantwortliche, Verwaltungen und Ministerien
• Demokratische Parteien
• Schulen und Bildungseinrichtungen
• Antidiskriminierungs- und Integrationsbeauftragte
• Multiplikator*innen in den Landkreisen und Kommunen
• Gewerkschaften

6 Mitgliederliste der AGABY: https://www.agaby.de/ueber-uns/unsere-mitglieder.
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• Bestehende Antidiskriminierungsstellen in Bayern und deren Berater*innen7

• Weitere Beratungsstellen

    1.4. Hintergrundinformationen zum Projekt

1.4.1. MigrAktiv – ein Projekt von MigraNet – IQ Netzwerk Bayern

MigrAktiv ist ein Projekt von MigraNet – IQ Netzwerk Bayern8 und steht für die  
Aktivierung der interkulturellen Zivilgesellschaft: Arbeitsmarktintegration,  
Antirassismus und Professionalisierung von Migrantenorganisationen9. Es wird seit 
Januar 2019 vom Projektträger Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten-  
und Integrationsbeiräte Bayerns (AGABY) bayernweit umgesetzt. Im Bereich  
Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit werden vom Autor u. a. folgende  
Projektschwerpunkte bearbeitet:

7 Eine Landkarte der bestehenden Beratungsstellen in Bayern vom Netzwerk Rassismus- und Diskriminierungs  
 freies Bayern (NRDB) ist hier abrufbar: https://karte.rassismusfreies-bayern.net/.
8 https://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/landesnetzwerke/bayern.
9 https://www.migranet.org/angebote-zur-interkulturellen-oeffnung/migraktiv und https://www.agaby.de.
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• Sensibilisierung der Kommunen und kommunalen Spitzenverbände für die  
 Themen Rassismus und Diskriminierung
• Unterstützung bei der Gründung von Antidiskriminierungsstellen
• Qualitätssicherung der Beratungsarbeit der Antidiskriminierungsstellen
• Stärkung der Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit in Bayern
• Schulungen und Fortbildungen zur Anwendung des AGG
• Unterstützung der engagierten Zivilgesellschaft
• Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit als Querschnittsaufgabe
 etablieren und fördern
• Bayernweite Netzwerkarbeit

Das Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ zielt auf die nachhaltige 
Verbesserung der Arbeitsmarktintegration von Erwachsenen mit Migrations- 
geschichte ab. Das Programm wird durch das Bundesministerium für Arbeit und  
Soziales (BMAS)10 gefördert. Partner in der Umsetzung sind das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF)11 und die Bundesagentur für Arbeit (BA)12.

1.4.2. Projektträger: Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und  
Integrationsbeiräte Bayerns (AGABY) 

AGABY ist die Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und 
Integrationsbeiräte Bayerns. Als Dachorganisation vernetzt und unterstützt 
AGABY13 die kommunalen Beiräte bei ihrer Aufgabe, die Interessen der 
Migrant*innen in der Kommunalpolitik vor Ort zu vertreten und berät  
die Kommunen und die Landespolitik bei den Prozessen für eine partizipative 
Integrationspolitik.

10 https://www.bmas.de/DE/Startseite/start.html.
11 https://www.bmbf.de/.
12 https://www.arbeitsagentur.de/.
13 www.agaby.de.
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AGABY wurde 1993 gegründet und zählt 31 Mitglieder (Stand Dez. 2020), darunter alle 
demokratisch gewählten Integrationsbeiräte der Städte und Landkreise Bayerns. Diese 
bestehen in allen großen und fast allen mittelgroßen Städten und vertreten rund 90 % 
der Menschen mit Migrationsgeschichte.

AGABY setzt sich als Dachorganisation für ein demokratisches und gleichberechtigtes  
Zusammenleben von Menschen mit und ohne Migrations- biographie in Bayern ein. 
AGABY ist die einzige parteipolitisch neutrale, multiethnische, interkulturelle und  
interreligiöse Interessengruppe in Bayern mit einem demokratischen Mandat. AGABY 
verfügt über wertvolle Erfahrungen über gegenseitige Integrationsprozesse und hat 
Zugang zu migrantischen Netzwerken.

    AGABY arbeitet für und mit den kommunalen Integrations- und  
       Migrationsbeiräten in folgenden Bereichen:

• Gemeinsame Forderungen und Resolutionen auf Landesebene
• Vernetzung kommunaler Integrationsbeiräte
• Gründung neuer Integrationsbeiräte
• Gemeinsame bayernweite Aktionen
• Projektarbeit
• Weiterbildung (Seminare)
• Beratung

    Aufgaben auf Landesebene:

• Stimme der Integrationsbeiräte
• Brückenbauer*in, Infrastrukturbereitsteller*in und Dialogpartner*in
• Sprachrohr der Migrant*innen
• Beratung der Landtagsfraktionen, Ministerien und landespolitischen
 Verantwortlichen
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• Fachgespräche, Diskussionsveranstaltungen
• Öffentlichkeitswirksame Aktionen und Kundgebungen
• Gremienarbeit und politische Lobbyarbeit
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2. Bestehende Beratungsstellen in Bayern 
und Entwicklungsperspektiven

    2.1. Bestehende Beratungsstellen auf kommunaler Ebene

Trotz der in der Einleitung beschriebenen Situation haben Menschen mit  
Rassismus- und Diskriminierungserfahrung sehr wenige ortsnahe Unterstützungs-  
und Beratungsstrukturen, an die sie sich wenden können, um niederschwellige  
Beratung und Unterstützung zu erhalten. 

Im gesamten Großflächen-Bundesland Bayern gibt es bis dato (Stand: April 2021)14 nur 
sechs Antidiskriminierungsstellen:15

München: BEFORE - Beratungsstelle für Betroffene von rechter und rassistischer 
Gewalt und Diskriminierung in München16

Nürnberg: Antidiskriminierungsstelle im Menschenrechtsbüro: Beratung und  
Begleitung von Menschen, die eine Diskriminierungserfahrung gemacht haben17

Erlangen: Antidiskriminierungsstelle im Büro für Chancengleichheit und Vielfalt: 
Antidiskriminierungsarbeit und das Angebot einer Antidiskriminierungsberatung18

Regensburg: Antidiskriminierungsstelle im Büro für Chancengleichheit: bietet 
Bürger*innen von Regensburg Beratung an, wenn Sie sich diskriminiert fühlen19

14 Die Antidiskriminierungsstelle in Augsburg ist bis Dato umbesetzt. Diesbezüglich gibt es aktuell nur fünf  
 Antidiskriminierungsstellen in Bayern.
15 Im Rahmen einer Bestandsaufnahme erschien folgender Bericht beim NRDB: 
 https://www.rassismusfreies-bayern.net/wp-content/uploads/2017/12/nrdb_web.pdf.
16 https://www.before-muenchen.de/.
17 https://www.nuernberg.de/internet/menschenrechte/antidiskriminierung_beratung.html.
18 https://www.erlangen.de/desktopdefault.aspx/tabid-1837/4089_read-35414/.
19 https://www.regensburg.de/rathaus/aemteruebersicht/direktorium-1/direktorialbereich-1-db-1/
 buero-fuer-chancengleichheit.
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Würzburg: Antidiskriminierungsstelle im Würzburger Ombudsrat: beraten  
Menschen und Organisationen in Diskriminierungsfragen und dokumentieren  
Diskriminierungsfälle und Verletzungen der Menschenwürde20

Augsburg: Antidiskriminierungsstelle im Referat der Oberbürgermeisterin der 
Stadt Augsburg21

20 https://www.zivilcourage-wuerzburg.de/antidiskriminierungsstelle-auch-waehrend-corona-erreichbar/.
21 Bis dato keine Internetseite!
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    2.2. Entwicklungsperspektiven

Auf den jährlichen Vernetzungstreffen der bestehenden Antidiskriminierungsstellen 
in Bayern berichten die Berater*innen von einer großen Nachfrage und betonen, 
dass durch ihre Arbeit die Schutzlücke in der Kommune verkleinert wurde. Trotz der  
positiven Bemühungen und dem Engagement in den bestehenden kommunalen  
Beratungsstellen ist es wichtig, auf akuten Verbesserungsbedarf bei den wenigen 
schon bestehenden Stellen hinzuweisen:

Neutrale Räumlichkeiten und gute Erreichbarkeit:

Beratungsräumlichkeiten im Gebäude einer städtischen Verwaltung oder abseits 
der Stadt stellen für viele Betroffene eine Zugangsbarriere dar, z. B. aufgrund von  
vergangenen Traumata, schlechten Erfahrungen beim Ämtergang oder einfach 
durch bürokratische Barrieren und ungünstige Erreichbarkeit mit öffentlichen  
Verkehrsmitteln. Menschen, die Rassismen und Diskriminierungen erfahren, wie  
zum Beispiel Geflüchtete, sind wegen ihres besonders häufigen Umgangs mit  
Ämtern, aber auch aufgrund von dort erlebten Rassismus- und Diskriminierungs-
erfahrungen sowie übertriebener Bürokratie, überfordert und wollen so wenig wie 
möglich mit Ämtern zu tun haben. Um auch diesem Personenkreis einen möglichst  
niedrigschwelligen Zugang zum Unterstützungsangebot zu bieten, aber auch um die 
Unvoreingenommenheit der Beratungsstelle zu unterstreichen, ist eine räumliche 
Trennung von Beratungsstelle und Verwaltung wichtig.

Ausstattung der Räumlichkeiten:

Es bedarf einer Trennung von Büro und Beratungsraum. Der Beratungsraum sollte  
vertrauenserweckend sein und die Beratung im ungestörten Einzelgespräch  
ermöglichen. Dazu gehört auch, dass sich möglichst keine Geräte im Raum befinden, 
die das Gespräch potentiell aufzeichnen könnten.
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Personelle Ressourcen:

Die Besetzung einer Antidiskriminierungsberatungsstelle mit nur einer Person ist in  
der Regel unzureichend. Es bedarf mindestens eineinhalb bis zwei Stellen. Also 
zwei Personen, die sich miteinander austauschen und sich gegenseitig unterstützen  
können, um in bestimmten Situationen die richtige Entscheidung mit den Betroffenen  
treffen zu können.  Die Fähigkeit, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, ist eine  
wichtige und sensible Voraussetzung für eine erfolgreiche Beratungsarbeit in diesem 
Bereich. Dieses kann grundsätzlich auch zwischen einer „nicht direkt“ von Rassismen  
betroffenen Person als Berater*in und den direkt Betroffenen aufgebaut werden.

Bei den meisten Beratungsfällen geht es um Rassismen, bei denen betroffene  
Menschen das Bedürfnis haben, dass die Berater*innen das Erlebte  
nachvollziehen können. Als Antidiskriminierungsberatende sind besonders  
Menschen mit eigenen Diskriminierungs- und/oder Rassismuserfahrungen geeignet, 
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gekoppelt mit der entsprechenden Qualifikation und unterstützt durch Angebote der 
Supervision und Vernetzung mit anderen Beratenden, um in ihrer Arbeit die nötige 
professionelle Distanz aufrecht erhalten zu können (Qualitätssicherung). 

Hinsichtlich der großen Verantwortung einer Beratungsstelle und der Notwendigkeit 
einer zielgerichteten und dauerhaften Tätigkeit, ist eine nachhaltige Ausgestaltung 
und Vernetzung wichtig.
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3. Gründung, Ausgestaltung und Vernetzung 
neuer Antidiskriminierungsstellen

    3.1. Gründung

Da in Bayern bisher keine flächendeckende Beratungsstruktur vorhanden ist, gibt 
es einen hohen Bedarf an Neugründungen. Die bestehenden Stellen sind auf ihr  
jeweiliges Zuständigkeitsgebiet beschränkt und die notwendige Gründung einer  
Landesantidiskriminierungsstelle lässt weiterhin auf sich warten. Zusätzlich zu den  
vielen Beratungsanfragen aus dem jeweiligen kommunalen Zuständigkeitsbereich, 
stellt es für die Antidiskriminierungsstellen ein großes Problem dar, dass sie auch  
viele Beratungsanfragen aus anderen Kommunen erhalten, die keine Beratungsstellen 
betreiben.

    3.2. Ausgestaltung

3.2.1. Unabhängigkeit der Antidiskriminierungsstellen

Die Unabhängigkeit der Stelle ist der Schlüssel zur vertrauensvollen Wahrnehmung 
des Angebots durch die Betroffenen. Die Bemühungen der Städte, eigene Beratungs-
stellen einzurichten, sind sehr begrüßenswert und dokumentieren die gute Absicht, 
das Thema als Kommune ernst zu nehmen. Diese Städte sollten aber nach Möglich- 
keiten suchen, um ihre Beratungsstellen unabhängig arbeiten zu lassen. Dies kann 
durch einen Stadtratsbeschluss garantiert werden. Dieser Beschluss sollte klare  
Sanktionen bei Pflichtverletzung und Missachtung der garantierten Unabhängigkeit 
beinhalten.

Ideal und wünschenswert wäre die Schaffung von unabhängigen Antidiskriminierungs- 
stellen durch eine langfristige finanzielle Förderung von zivilgesellschaftlichen 
Träger*innen/ Organisationen (z. B. Vereinen oder Stiftungen) durch die Kommune, 
basierend auf einem entsprechenden Stadtratsbeschluss.
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Mit diesem Modell werden folgende Interessenkonflikte vermieden:

• Es gibt ein mögliches Dilemma innerhalb der Kommune bei der  
 Sichtbarmachung von Rassismen und Diskriminierungen, weil es  
 möglicherweise als Imageschädigung der Stadt empfunden werden kann.  
 Daher steht es eventuell nicht im Interesse der politischen Vertreter*innen,  
 eine von der Kommune betriebene Beratungsstelle anzubieten.
• Die Abhängigkeit der Beratungsstelle von der Kommune beeinträchtigt die 
 Effektivität der Arbeit, da eine direkte Einflussnahme der Verwaltung erfolgen  
 kann.
• Auch jenseits von direkter Einflussnahme können interne  
 Interessenskonflikte die Arbeit der Beratenden erschweren. Eine klare  
 Trennung und Unabhängigkeit kann die objektive Parteinahme für die  
 Betroffenen, auch gegenüber der Stadt, ermöglichen und erleichtern.
• Nur in selten Fällen werden Rassismus und Diskriminierung auf struktureller  
 Ebene der Kommune erfolgreich geahndet.

Zusätzlich ist zu bedenken, dass eine erfolgreiche Rechtsdurchsetzung ohne  
Konfrontation nicht möglich ist. Dadurch können weitere Interessenskonflikte  
innerhalb einer Kommune entstehen, die eine effektive und parteiliche Arbeit der  
Beratungsstelle erschweren.

Sollte ein Verbandsklagerecht in dem AGG eingefügt werden, so wie seit langem  
gefordert, ist eine gerichtliche Auseinandersetzung einer kommunalen Stelle gegen 
ihre eigene Verwaltung voraussichtlich nicht möglich, da Klägerin und Beklagte die 
gleiche juristische Person wären.

Auch bei der Schaffung einer Landesantidiskriminierungsstelle, die AGABY seit Jahren 
fordert, sollte entsprechend deren Unabhängigkeit garantiert werden. Andernfalls 
könnten ähnliche Konflikte auf Landesebene auftreten.
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3.2.2. Impulsgabe für institutionelle und strukturelle Veränderungen

Zur Erfüllung der Aufgaben einer Antidiskriminierungsstelle gehören neben der  
Beratung folgende weitere Aufgaben, um notwendige institutionelle und strukturellen 
Veränderungen herbeizuführen:

    Dokumentation und Monitoring:

• Dokumentierung der Vorfälle und Straftaten, um längerfristig Entwicklungen  
 beobachten und verfolgen zu können und auch institutionelle und strukturelle  
 Rassismen festzustellen.



28Handbuch: Einrichtung von unabhängigen Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen

    Sensibilisierung und Aufklärung:

• Institutionelle und strukturelle Rassismen und Diskriminierungen aufspüren  
 und entgegenwirken
• Maßnahmen wie z. B. Schulungen, Seminare,  Fachliteratur für Institutionen  
 und Strukturen entwickeln, um einen rassismus- und diskriminierungs- 
 kritischen Ansatz zu fördern
• Maßnahmen zur Akzeptanz von Vielfalt und Inklusion innerhalb der  
 Gesellschaft konzipieren

Prävention, Empowerment und Öffentlichkeitsarbeit:

• Aktionen für die Sichtbarmachung rassistischer und diskriminierender  
 Praxen und Mechanismen und deren Auswirkung 
• Empowerment- und Präventionsmaßnahmen entwickeln und umsetzen, um  
 einer möglichen Radikalisierung der Betroffenen entgegenzuwirken
• Unterstützung der Medien bei rassismus- und diskriminierungskritischen  
 Bemühungen (z. B. Erstellen von Handreichungen, prozessbegleitende  
 Gesprächsangebote für Entscheidungsträger*innen und Workshops für  
 Medienschaffende)
• Sensibilisierung der Öffentlichkeit durch aktive Presse- und Social-Media- 
 Arbeit

Es ist wichtig, sämtliche Bemühungen, wie z. B. Maßnahmen, an die spezifischen  
Gegebenheiten der Strukturen, Institutionen und der jeweiligen Zielgruppe  
anzupassen und an diese offen heranzutragen. Voraussetzung dafür ist eine gute  
Vernetzung mit Community-Einrichtungen und Migrant*innenorganisationen vor Ort.
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    3.3. Lage der Beratungsorte

• Gut erreichbar mit öffentlichen Verkehrsmitteln
• Möglichst an neutralen oder für die Betroffenen vertrauenswürdigen Orten, 
 möglichst nicht in Gebäuden der städtischen Verwaltung oder Behörden
• Leicht auffindbar und gut ausgeschildert
• Stets aktuelle und übersichtliche Internetpräsenz
• Barrierefrei22 zugänglich: Menschen mit einer Behinderung müssen immer 
 wieder auf mangelnde Barrierefreiheit in vielerlei Hinsicht hinweisen. Dies ist  
 nirgendwo akzeptabel, geschweige denn bei einer Antidiskriminierungsstelle.  
 Wir weisen außerdem darauf hin, dass gerade bei diesen Stellen darauf  
 geachtet werden muss, dass auch sprachliche Barrieren bei Bedarf  
 überwunden werden können.

22 Siehe dazu die Hinweise zur Barrierefreiheit beim Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von  
 Menschen mit Behinderungen: https://www.behindertenbeauftragter.de/DE/Themen/Barrierefreiheit/  
 WasistBarrierefreiheit/WasistBarrierefreiheit_node.html.
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    3.4. Personelle Ausstattung (Mindeststandard)

• eine*n Berater*in (zwei Berater*innen sind optimal) in Vollzeit
• eine Verwaltungskraft (Teil- oder Vollzeit)
• Öffentlichkeitsarbeit und Referent*innen-Tätigkeit sind zu gewährleisten  
 (im Fall von Kommunen, die über wenig finanzielle Möglichkeiten verfügen, 
 können diese Aufgaben an die Berater*innen und die Verwaltungskräfte  
 übertragen werden)

    3.5. Finanzielle Ausstattung

Die Antidiskriminierungsstellen brauchen eine gute finanzielle Ausstattung. Zu  
berücksichtigen sind idealerweise folgende Kosten:

• Mietkosten, wenn keine städtischen- oder staatlichen Räumlichkeiten (nicht  
 mit Ämtern zu verwechseln) zur Verfügung gestellt werden können
• Sachkosten für u. a. Büroausstattung, ein festes und mobiles Diensttelefon, für  
 Außentermine und Begleitungen
• Kosten für externe Dolmetscher*innen
• Reisekosten
• Kosten für Aus- und Weiterbildung
• Kosten für die Durchführung von eigenen Sensibilisierungsmaßnahmen und  
 Veranstaltungen
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• Kosten für vertragliche Zusammenarbeit mit Fachanwält*innen
• Prozesskosten (wünschenswert, wenn „Verbandsklagerecht“ möglich wird)
• Kosten für regelmäßige externe Supervision 

    3.6. Effektive Vernetzung

Für eine effektive Arbeit gegen Rassismen und Diskriminierungen ist eine gute  
Vernetzung und Kooperation mit folgenden Partnerorganisationen und Stellen  
wichtig, um Synergieeffekte und einen Erfahrungsaustausch zu ermöglichen:

• Kommunale Ausländer-, Migrations- und Integrationsbeiräte
• Bayerische Dachorganisation dieser Beiräte: Arbeitsgemeinschaft der  
 Ausländer- Migranten und Integrationsbeiräte Bayerns (AGABY)23

• Netzwerk Rassismus und Diskriminierungsfreies Bayern (NRDB)24

• Kommunale Migrantenorganisationen und migrantische Gemeinden und  
 Initiativen
• Migrationsberatungsdienste 
• Jugendmigrationsdienste

23 https://www.agaby.de.
24 https://www.rassismusfreies-bayern.net/.
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• Flüchtlingsräte- und Beratungsstellen sowie Flüchtlingshelfer*innen
• Stadtrat, Gemeinderat und Kreistag mit Monitoring- und Berichtpflicht unter  
 Hinzuziehung des zuständigen Migrations- und Integrationsbeirates
• Bezirkstag und Bezirksregierung mit Monitoring- und Berichtspflicht
• Landtag, Integrationsbeauftragte, Integrationsrat mit Monitoring- und  
 Berichtpflicht
• Relevante Akteur*innen der Antirassismus und Antidiskriminierungsarbeit  
 vor Ort, landesweit und auf Bundesebene
• Alle weiteren bestehenden Antirassismus- und Antidiskriminierungs- 
 beratungsstellen25

• Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS)26

• Antidiskriminierungsverband Deutschland (AdvD)27

• Netz gegen Rassismus (NgR)28

• Europäisches Netzwerk gegen Rassismus (ENAR)29

• Deutsche Städte Koalition gegen Rassismus30

• Europäische Städte Koalition gegen Rassismus (ECCAR)31

25 https://karte.rassismusfreies-bayern.net/.
26 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Home/home_node.html.
27 https://www.antidiskriminierung.org/.
28 https://www.netz-gegen-rassismus.de/.
29 https://www.enar-eu.org/.
30 https://colorful-germany.de/wiki/staedtekoalition-gegen-rassismus-eccar/.
31 https://www.eccar.info/.



33Handbuch: Einrichtung von unabhängigen Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen

4. Notwendigkeit eines situierten Wissens für 
die Beratungstätigkeit und Kurzbeschreibung 
der prekären Situation der Marginalisierten

    4.1. Situiertes Wissen

Situiertes Wissen als Voraussetzung einer erfolgreichen Beratungstätigkeit

Exkurs: Aus folgenden Überlegungen heraus wird in der Überschrift der  
Begriff „situiertes Wissen“ anstelle von bzw. als Perspektive auf „Fachwissen“  
verwendet: Neuere kritische Sozialwissenschaften beschäftigen sich seit ihren  
Anfängen kritisch mit dem herrschenden Verständnis von Wissenschaft und ihren  
erkenntnistheoretischen Grundlagen. Ein Aspekt ist hierbei die Rolle von 
Wissenschaftler*innen im Prozess der Wissensproduktion, also z. B. ihr Verhältnis zu 
ihrem Forschungsgegenstand oder ihren Forschungsobjekten. 

Auch Beratende sollten sich stets in einem entsprechenden Prozess der  
(selbst)kritischen Reflexion der eigenen Rolle und Positionierung sowie einer  
fortlaufenden kritischen Analyse und Auseinandersetzung mit dem laufenden  
Fachdiskurs befinden.

Der Anspruch der Neutralität von Forschung, im Sinne einer Unabhängigkeit der  
Ergebnisse von den forschenden Personen, sollte umfassend in Frage gestellt  
werden. So haben Frauenforscher*innen aufgezeigt, dass eine vorgeblich  
neutrale und universale Perspektive tatsächlich häufig einen Genderbias  
enthält. In der postkolonialen Forschung wurde herausgearbeitet, dass als universell  
präsentiertes Wissen nicht neutral, sondern zumeist eurozentristisch geprägt ist.32 

32 Fischer-Tiné, Harald (2013), Pidgin-Knowledge. Wissen und Kolonialismus, Zürich: diaphanes.
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Werden Wissenproduktion und Forschungsergebnisse als grundsätzlich situiert  
verstanden, so werden zwangsläufig auch Machtverhältnisse und epistemische  
Gewalt bei der Produktion von herrschendem- oder Fachwissen in den Blick  
genommen: Wer spricht? Wer wird gehört? Wessen Fragen, Einwände, Probleme  
und Bedarfe werden als „fachlich“ im Sinne von „wissenschaftlich“ wahr- und  
ernstgenommen? Welche Methoden werden zur Sammlung und Analyse welcher  
Daten genutzt? Wie wird Erfahrungswissen integriert?

Im Handlungsfeld der Antidiskriminierungsberatung folgt aus der Erkenntnis des  
situierten Wissens die Notwendigkeit der machtkritischen, intersektionalen  
Auseinandersetzung mit dem Prozess der Wissensproduktion in Forschung und  
Lehre sowie bei der Entwicklung fachlicher Diskurse und Standards in der Beratung. 

Der Verfasser definiert den Begriff „situiertes Wissen“ als eine erfahrungsbasierte 
Wahrnehmung eines Sachverhalts, einer Situation oder eines Phänomens,  
verbunden mit einer tiefreflektierenden und kritischen  Analyse und  
Auseinandersetzung im Gegensatz zu vermeintlich „objektiven Sachverhalten“, die  
als „Fachwissen“ gesetzt werden.

Mit der Verwendung des Begriffs „situiertes Wissen“ soll deutlich gemacht werden, 
dass stets eine Kritik am eurozentristischen Wissenschaftsbegriff mitgedacht und eine 
rassismuskritische Perspektive eingenommen werden muss.

4.1.2. Situiertes Wissen zum Thema gruppenbezogene Menschen- 
feindlichkeit: Begrifflichkeiten und Definitionen

4.1.2.1. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Der Verfasser definiert den Begriff „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ als  
gemeinsamen Nenner jeglicher Feindseligkeit, basierend auf der Markierung bzw. 
Marginalisierung einer Person oder Gruppe. Der Begriff umfasst alle Formen von 
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Rassismus und Diskriminierung, mit und ohne physische Gewalt. Dabei ist es wichtig, 
jede menschenverachtende Form als solche wahrzunehmen und zu bekämpfen.

Seit mehr als zehn Jahren versucht die Wissenschaft, Einzelkategorien der  
gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit zu erstellen. Eine umfassende Liste  
der Kategorien ist bis dato nicht definiert. Auf bisher verwendete, verwirrende  
Begriffe, wie Ausländer- und Fremdenfeindlichkeit, sollte zudem dringend  
zukünftig verzichtet werden. Denn sie werden eins zu eins von den Medien und der 
allgemeinen Gesellschaft übernommen und unreflektiert weiterverwendet.

Siehe hierzu die unterschiedlich festgestellten Kategorien durch folgende Studien:

• Die Amadeo-Antonio-Stiftung legt in ihrer Präsentation zur Studie  
 Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit in Europa Ziele, Methoden und  
 erste Ergebnisse vom 13.11.2009 sechs Kategorien fest33

• Das Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung der Universität 
 Bielefeld legt in seiner Studie Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in 
 Deutschland, die sich auf den Zeitraum 2002 bis 2012 bezieht, zehn  
 Kategorien fest34

• Das Institut für Soziologie der Ludwig-Maximilian-Universität München legt in 
 der Studie vom 18.10.2013 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in  
 München neun Kategorien fest35

• Die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg legt in ihrer  
 Dokumentation vom April 2017 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit  
 und Rassismuskritik zwölf Kategorien fest36

• Die Friedrich-Ebert-Stiftung legt in ihrer Studie von 2019 Verlorene  
 Mitte - Feindselige Zustände dreizehn Kategorien fest37

33 https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/w/files/pdfs/gfepressrelease.pdf.
34 https://www.uni-biele-feld.de/ikg/projekte/GMF/Gruppenbezogene_Menschenfeindlichkeit_Zusammenfassung.pdf.
35 https://epub.ub.uni-muenchen.de/22206/1/bericht_gmf_18_10_2013.pdf.
36 https://www.demokratie-bw.de/fileadmin/demokratie-bw/redaktion/pdf/Broschuere_Doku_GMF_ansicht.pdf.
37 https://www.fes.de/forum-berlin/gegen-rechtsextremismus/mitte-studie.
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4.1.2.2. „Ausländerfeindlichkeit“, „Fremdenfeindlichkeit“

Dies sind irreführende Begriffe38, welche bis heute „wissenschaftlich“ verwendet  
werden. Die Frage ist: Wie definieren wir Ausländer und Fremdsein?

Problematisch an diesen Begriffen ist, dass sie zwangsläufig an der Definition des 
„Ausländers“ und des „Fremden“ festgemacht werden. Viele Menschen, die Ziel von 
rassistischen Angriffen werden, sind keine „Fremden“ oder „Ausländer“, sondern  
leben oft seit Generationen hier und/oder sind deutsche Staatsbürger*innen. So 
geht der Begriff einerseits an der Realität vieler Menschen mit Rassismus- und  
Diskriminierungserfahrungen vorbei und führt darüber hinaus zur Ausgrenzung von  
z. B. Schwarzen Deutschen.

38 Thurich in pocket politik. Demokratie in Deutschland für die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) von 2011 
 siehe hier: https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-politik/16418/fremdenfeindlichkeit.
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4.1.2.3. Rassismus und falsche begriffliche Verbindungen / Denkanstöße

Die Verbindung von Rassismus mit weiteren menschenverachtenden  
Phänomenen in einer Kategorie, wie zum Beispiel „rassistischer Antisemitismus“ oder  
„rassistischer Sexismus“, ist umstritten und wird vom Autor kritisiert. Diskriminierung,  
Antisemitismus, Sexismus, usw. werden nicht erst dann zum Problem, wenn  
sie begrifflich mit Rassismus verbunden werden.

Exkurs: Rassismus hat eine lang zurückreichende, äußerst komplexe Geschichte.  
Obwohl Vorstellungen von sozialen Hierarchien und darauf basierende Ausschlüsse 
in allen Gesellschaftsordnungen zu finden sind, wurzeln die Rassismen, mit denen 
heutige westliche Gesellschaften zu kämpfen haben, in der europäischen kolonialen 
Expansion ab dem 15. Jahrhundert und der damit einhergehenden Unterwerfung, 
Entrechtung und Versklavung von Menschen in Amerika, Afrika und Ozeanien bis hin 
zum Genozid.

Festzuhalten ist auch die pseudowissenschaftliche Legitimierung und  
Festschreibung der diesen Handlungen zugrundeliegenden Ideologien der  
Ungleichheit durch europäische Philosophen und Naturwissenschaftler im  
18. Jahrhundert, also zu Zeiten der Aufklärung. 

Die seitdem bis ins 20. Jahrhundert vorherrschende Idee, Menschen ließen sich nach 
biologischen Kriterien in klar voneinander abgegrenzte “Rassen” unterteilen und  
hierarchisieren, wurde wissenschaftlich zwar klar widerlegt, was aber Theorie und  
Praxis des Rassismus keineswegs hinfällig werden ließ.

Heutzutage wird seltener biologistisch argumentiert, vielmehr wurden rassistische 
Marker in den Bereich der Kultur verschoben, um Unterschiede zwischen Menschen 
zu konstruieren und festzuschreiben: „Mit dem Begriffsfeld Rassismus lassen sich  
schließlich spezifische Rassismen gegen Schwarze Menschen, gegen jüdische  
Menschen, gegen Sinti und Roma, Asiat*innen und gegen muslimische Menschen  
erfassen. Diese Rassismen basieren auf verwandten Prozessen der Erfindung und 
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Herstellung von Differenz, der Markierung, der Hierarchisierung und der sozialen 
Grenzziehung.“39

An dieser Stelle sollen einige Anregungen und Fragen aufgeworfen werden, mit  
denen sich ein*e Berater*in auseinandersetzen sollte, um sich situiertes Wissen  
anzueignen und eine gute Beratung durchzuführen, die mit ausgereiftem rassismus-  
und diskriminierungskritischem Blick erfolgt.

    Was ist Rassismus und was ist Diskriminierung?40

• Können beide in einen Topf geworfen werden?
• Ist Rassismus Teil von Diskriminierung oder umgekehrt?
• Ist Rassismus Teil von Rechtsextremismus oder umgekehrt?
• Ist Sexismus Teil von Rassismus?

    Unabhängig davon ist es wichtig, sich auch mit folgenden Fragen zu befassen:

• Wer besitzt das Wissen bzw. die Definitionshoheit darüber, was als  
 Diskriminierung gilt?
• Wird das Wissen von Expert*innen   mit   eigener   Rassismus-   und
• Diskriminierungserfahrung berücksichtigt bzw. wahrgenommen?
• Welchen Platz nimmt die Expertise der Direktbetroffenen in der Wissenschaft 
 ein?

39 Auma, Maureen Maisha: „Rassismus“, in: Berlinghoff, Marcel (Hg.): Dossier Migration. Bundeszentrale für  
 politische Bildung: http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier- migration/223738/rassismus?p=all.
40 Für Anregungen und Hinweise siehe die Übersicht der Antidiskriminierungsberatung Brandenburg:  
 https://www.antidiskriminierungsberatung-brandenburg.de/was-ist-rassismus-was-ist-diskriminierung/.
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    4.2. Prekäre Situation der Marginalisierten

Statistiken aus den Berichten der Bundesantidiskriminierungsstelle (ADS)41 aus den  
vergangenen Jahren zeigen, dass Menschen häufig im Berufsleben, bei der Jobsuche  
und bei Alltagsgeschäften - wie bei der Wohnungssuche, beim Einkauf, in der  
Gastronomie oder bei Versicherungs- und Bankgeschäften - benachteiligt und  
diskriminiert werden. Die von der ADS und von einigen Antidiskriminierungs- 
stellen der Länder und Kommunen erhobenen Daten verdeutlichen die schwierige  
Situation vieler Menschen. Sie erfahren Rassismen und Diskriminierungen aufgrund  
verschiedener Merkmale:

• Ethnische Herkunft
• Hautfarbe
• Aussehen
• Geschlecht
• Sexueller Identität
• Religion
• Behinderung
• Alter
• Soziale Herkunft und Status (z. B. Geflüchtete, ausgebeutete Arbeiter*innen,
• Menschen in prekären Lebenssituationen oder Obdachlose)
• Sprache
• Kultur
• Name
• Lebensweise
• Krankheit

41 Siehe dazu: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/UeberUns/Aufgaben/Bericht_Bundestag_2014/ 
 Bericht_Bundestag_node.html.
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Die schwierigen Erfahrungen mit Rassismen und Diskriminierungen machen sich nicht 
nur im Alltag der Direktbetroffenen bemerkbar, also auf individueller Ebene, sondern 
auch auf institutioneller und struktureller Ebene.
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5. Anforderungsprofil und Kompetenzen der 
Berater*innen zur Durchführung einer guten 
Beratung

    5.1. Anforderungsprofil der Beratenden

5.1.1. Tätigkeitsbereiche

Die Tätigkeit einer beratenden Person ist vielfältig, komplex und verantwortungsvoll. 
Hier sollen nur stichpunktartig einige besonders wichtige Bereiche hervorgehoben  
werden:

• Direktbetroffene werden gehört und stehen im Mittelpunkt
• fallübergreifender / horizontaler Ansatz
• Intersektionalität: Bewusstsein für mehrfache Betroffenheit
• strukturbezogene Arbeit
• Vernetzung
• Netzwerk- und Gremienarbeit
• Qualifizierung von Multiplikator*innen und Anlaufstrukturen
• Monitoring und Dokumentation
• Erstellung von Gleichstellungsdaten

5.1. 2. Tätigkeitsbeschreibung

Um die genannten Bereiche gut ausfüllen zu können, sind folgende Tätigkeiten für eine 
gute Beratung wichtig:

• Direktbetroffene für die Wahrnehmung und Durchsetzung ihrer Rechte  
 empowern
• Direktbetroffenen einen Schutzraum eröffnen
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• Rassismus- und Diskriminierungsfälle effektiv bearbeiten
• Ratsuchende bei notwendigen und konkreten Schritten begleiten, z. B. vor 
 Gericht
• Direktbetroffenen an kompetente Rechtsanwält*innen vermitteln
• Zur Unterstützung der Direktbetroffenen: fallbezogene Gutachten für die  
 Gerichtsprozesse erstellen 

5.1.3. Weitere Aufgabengebiete einer Antidiskriminierungsstelle

Das Aufgabengebiet einer Antidiskriminierungsstelle ist nicht nur auf die Beratung  
begrenzt, sondern besteht zudem aus:

• Lobbyarbeit für die Direktbetroffenen gegenüber Politik, Institutionen,  
 Unternehmen und Handel
• Entwicklung von Advocacy-Strategien für eine institutionelle und strukturelle 
 Veränderung (siehe dazu auch die detaillierte Auflistung auf Seite 27): 

 → Handlungskonzepte erstellen
 → Fälle dokumentieren
 → Statistiken und Datenerhebungen erstellen und veröffentlichen 

• Schaffung von Empowerment-Maßnahmen für die Direktbetroffenen
• Qualifizierung von Multiplikator*innen (direkt und indirekt von  
 Rassismus und Diskriminierung betroffene Menschen)
• Anbieten themenspezifischer Workshops und Seminare, die zu einer  
 Sensibilisierung für rassismus- und diskiminierungskritisches  Denken und  
 Arbeiten beitragen
• Vernetzungsarbeit mit anderen Strukturen und Multiplikator*innen der  
 Zivilgesellschaft, um u. a. einen Erfahrungsaustausch im Umgang mit  
 diversen Rassismen und Diskriminierungen zu ermöglichen
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    5.2. Kompetenzen für eine Beratungstätigkeit

Neben dem situierten Wissen über die Funktionsweise von Rassismen und  
Diskriminierungen, sind weitere Kompetenzen und Rahmenbedingungen für eine  
gute Beratungstätigkeit notwendig:

    Ausbildung als Antidiskriminierungsberater*in und Weiterbildungen

Eine solche Ausbildung ist zwar vorteilhaft, aber leider gibt es bisher zu wenig  
Angebote dafür.

Hier einige Informationen und Links zu bestehenden Aus- und Weiterbildungs- 
angeboten:

• Antidiskriminierungsverband Deutschland - AdvD42

• Projekt Mensch im Blick an der Ludwig-Maximilians-Universität München43

• Landesarbeitsgemeinschaft politisch-kulturelle Bildung Sachsen44

42 https://www.antidiskriminierung.org/neuigkeiten-1/2020/3/17/ausschreibung-bundesweite-ausbildungsreihe- 
 antidiskriminierungsberatung-202021.
43 https://www.den-menschen-im-blick.de/.
44 https://pokubi-sachsen.de/wp-content/uploads/2019/01/pokubi-antirassismustraining-flyer-druckvorlage- 
 A4.pdf.
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• CLAIM Allianz gegen Islam- und Muslimfeindichkeit45

• Living Diversity in Berlin46

• Eine Welt der Vielfalt in Berlin47

• Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) stellt weitere Informationen 
 zu aktuellen Ausbildungsangebote zur Verfügung48

    Diversity-Kompetenz und Hintergrundwissen

Die Bedürfnisse bzw. die Reaktionen oder auch das Nicht-Reagieren von rassismus- 
und diskriminierungsbetroffenen Menschen sind oftmals durch ihre spezifische  
Sozialisierung bedingt. Dies ist zu beachten, um die Person adäquat und vertrauensvoll 
beraten zu können.

In einer Beratung sind dieses vertiefte Hintergrundwissen und eine entsprechende 
Haltung zur Einschätzung der jeweiligen Situationen notwendig. Dies beinhaltet  
Kenntnisse über unterschiedliche Verhaltens- und Sichtweisen, kulturelle Hintergründe 
und Sozialisierungen, Glaubens- und Lebenssituationen. Dadurch lässt sich zu den 
Direktbetroffenen schnell ein vertrauensvolles Verhältnis aufbauen, das für die  
Beratungstätigkeit notwendig ist.

    Parteilichkeit

Um die Interessen der Ratsuchende - fern einer paternalistischen und dominanten 
Haltung - angemessen wahrnehmen zu können, ist die Parteilichkeit der Berater*innen 
zwingend notwendig. Parteilichkeit bedeutet, die Erfahrungen und  Gefühle der  
ratsuchenden Person nicht in Frage zu stellen, nicht zu relativieren oder gar zu  
negieren. Die Interessen der Betroffenen sind in den Vordergrund zu rücken.

45 https://www.claim-allianz.de/aktuelles/veranstaltungen/train-the-trainer-ausbildung-zu-islamfeindlichkeit/.
46 https://www.living-diversity.de/leistung/diversity-ausbildungen/diversity-trainer-ausbildung.
47 https://www.ewdv-diversity.de/angebote/trainer-in-ausbildung/.
48 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Home/home_node.html.



45Handbuch: Einrichtung von unabhängigen Antirassismus- und Antidiskriminierungsstellen

    Kenntnisse der Gesetzeslage

Ein*e Berater*in muss keine Rechtswissenschaftler*in sein. Um die Interessen 
und Rechte der Betroffenen durchsetzen zu können, ist ein breites Wissen über die  
Gesetzeslage in Deutschland und der EU dennoch zwingend notwendig, u. a. über  
Fälle, die unter das AGG fallen.
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    Politischer Einsatz

Wir haben es in unserer Gesellschaft sowohl mit Alltagsrassismen und Alltags- 
diskriminierungen zu tun, als auch mit Rassismus und Diskriminierung auf  
institutioneller und struktureller Ebene. Diesbezüglich ist es auch der Auftrag einer  
Antirassismus- und Antidiskriminierungsstelle, bzw. der einzelnen Berater*innen,  
einen Beitrag zu positiven Veränderungen in Politik, Medien, Schulen, Bildungs- 
einrichtungen, Institutionen und gesellschaftlich-politischen Strukturen zu leisten.

    Netzwerkarbeit

Zur Weiterbildung und zur Schaffung von Synergieeffekten sind der Austausch und 
die Zusammenarbeit mit internationalen Expert*innen für die Beratungstätigkeit sehr 
wichtig.

Die Expert*innen sollten nicht nur über akademisch-theoretisches Wissen verfügen, 
sondern selbst auch Rassismus- und Diskriminierungserfahrungen haben. Betroffene 
müssen als Expert*innen mit ihrem situierten Erfahrungswissen und ihrer Expertise zu 
rassismus- und diskriminierungskritischen Ansätzen wahrgenommen werden.
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    5.3. Gute Beratung

5.3.1. Grundlagen einer guten Beratung

• Nicht nur antirassistisch und antidiskriminierend agieren,  sondern auch  
 diskriminierungs- und rassismuskritisch sein
• Auf Augenhöhe bzw. respektvoll kommunizieren und nachvollziehen, was 
 das Gegenüber erfahren hat
• Erfahrungen und Gefühle des Gegenübers nicht relativieren oder gar in  
 Abrede stellen
• Verfechter*in einer Antidiskriminierungskultur sein
• Besetzung durch qualifizierte Hauptamtliche (Ehrenamt kann diese  
 Aufgabe nicht erfüllen)
• Parteilichkeit bzw. Loyalität: Anliegen und Situation der Ratsuchenden stehen  
 im Mittelpunkt
• Zielgruppenübergreifende Arbeit
• Längerfristige Beratungs- und Begleitprozesse
• Qualitätssicherung
• Die Expertise der direkt von Rassismen und Diskriminierung betroffene  
 Menschen wahrnehmen

5.3.2. Leitfragen einer guten Beratung

Ratsuchende tragen oft folgende Fragen in sich, mit denen die beratende Person   
umgehen können sollte:

• Ist das tatsächlich Diskriminierung oder bin ich überempfindlich?
• Welche Rechte besitze ich?
• Was kann ich in solch einer Situation tun?
• Was sind mögliche rechtliche Vorgehensweisen und was muss ich dabei  
 beachten?
• Mit welchen Ergebnissen (negativen oder positiven) ist zu rechnen?
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• Welche Erfahrungen gibt es mit diesen Vorgehensweisen?
• Wo finde ich eine*n passende*n Rechtsanwält*in?
• Was kommt bei einer Klage auf mich zu?
• Wie lange dauert so ein Verfahren?
• Welche Kosten entstehen bei einer Klage?
• Welche familiären und sozialen Folgen kann eine Klage haben?
• Welche weiteren Konsequenzen könnte der Fall mit sich bringen?
• Wird mir jemand zuhören und glauben?
• Wer unterstützt und begleitet mich?
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5.3.3. Zusammenarbeit mit kompetenten Rechtsanwält*innen

5.3.3.1. Rechtliche Durchsetzung

Um die Rechte von Menschen, die Rassismen und Diskriminierungen erfahren, 
durchsetzen bzw. sie effektiv beraten zu können, ist es für eine Antidiskriminierungs-
stelle notwendig, mit kompetenten Rechtsanwält*innen zusammenzuarbeiten.

Vorauszusetzen sind fundierte Kenntnisse in der Rechtsanwendung und  
durchsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), der einschlägigen 
Straf-, Zivil- und Arbeitsgesetze und weiterer angrenzender Rechtsgebiete. Darüber  
hinaus sollten sie sich mit den völkerrechtlichen und europäischen Antirassismus-  
und Antidiskriminierungsvorgaben auskennen.
 
5.3.3.2. Vertragliche Zusammenarbeit

Wünschenswert ist eine vertragliche Zusammenarbeit oder Kooperation mit  
mindestens einer Rechtsanwältin/ einem Rechtsanwalt. Hierbei sollte u. a. die  
Erstellung von rechtlichen Gutachten, eine Prozessvertretung und eine interne  
Beratung der Antidiskriminierungsstelle, z. B. zur Einschätzung von Vorgehens- 
weisen der Beratung, geregelt sein. Auf diese Weise können Ratsuchende schnell und 
vertrauensvoll beraten werden.

5.3.4. Verweisberatung

Für eine Antidiskriminierungsstelle ist es unerlässlich, alle Beratungsfälle aufzunehmen 
und zu dokumentieren. Es ist aber unrealistisch, zu erwarten, dass die Berater*innen 
zu allen Fällen von Menschenverachtung eine adäquate Beratung und Unterstützung 
anbieten können.
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In speziellen Fällen ist vielmehr ein Verweisen an spezialisierte Beratungsstellen  
notwendig, wie z. B.  an die Beratungsstelle „HateAid“49, die auf digitale Gewalt, u. a. 
bei Beleidigungen und Drohungen in sozialen Netzwerken, spezialisiert  ist oder an die 
Beratungsstelle „B.U.D50 - Beratung, Unterstützung, Dokumentation“ für Opfer rechts-
extremer Gewalt.51

49 https://hateaid.org/.
50 https://www.bud-bayern-ev.de/.
51 Hinweis: Diskriminierungsfälle nach dem AGG werden nicht als Straftat behandelt, wie z. B. bei rechtsextremer  
 Gewalt.
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6. Beispiele von Antidiskriminierungsstellen 
in den Kommunen

    6.1. München: Beratungsstelle BEFORE

Auf Initiative des damaligen Ausländerbeirats der Landeshauptstadt München, dem 
heutigen Migrationsbeirat, wurde die Beratungsstelle AMIGRA (Antidiskriminierungs-
stelle für Menschen mit Migrationshintergrund) gegründet, die bis 2015 tätig war.  
Anschließend beschloss die Stadt, AMIGRA mit der Fachstelle gegen Rechts- 
extremismus zusammenzulegen. Nach einer Auseinander- setzung wurde der  
Beratungsauftrag von AMIGRA schließlich an die Beratungs- stelle für Betroffene  
von rechter und rassistischer Gewalt und Diskriminierung in München (BEFORE  
gemeinnütziger e. V.) übertragen.

Die Finanzierung wird von der Stadt über die Fachstelle für Demokratie (damals  
Fachstelle gegen Rechtsextremismus) gesichert.52 Im März 2016 hat BEFORE ihre  
Arbeit aufgenommen.

Zusammenfassung der Vorgaben der Stadt München:

• Übergabe des Beratungsauftrags an einen gemeinnützigen Verein
• Mitarbeitende müssen die Opfergruppen widerspiegeln und mit der 
 Problematik vertraut sein
• Aus- und Fortbildungen im Bereich der Antidiskriminierungsberatung sind  
 nachzuweisen
• Ein jährlicher Zuschuss von 80.360 Euro im Budget des Direktoriums  
 (Stadtratsbeschluss vom 24.6.2015) wird eingestellt und über die Fachstelle  
 für Demokratie ausbezahlt
• Berichtspflicht gegenüber dem Stadtrat alle zwei Jahre

52 BEFORE war ursprünglich als „Beratungsstelle für Opfer rechtsextremistischer Gewalt“ vorgesehen.
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    6.2. Regensburg: Antidiskriminierungsstelle der Stadt Regensburg

Die Stadt Regensburg hat zum 1. Januar 2018 eine kommunale Antidiskriminierungs-
stelle im Büro für Chancengleichheit eingerichtet. Zum 11. Juni 2018 hat die Stelle 
mit 19,5 Wochenstunden die Arbeit aufgenommen.53 Die Antidiskriminierungsstelle 
in Regensburg dient als unmittelbare und niedrigschwellige Anlaufstelle für von  
Diskriminierung betroffene Bürger*innen in Regensburg.

Die Gründung der Antidiskriminierungsstelle beruhte dabei zum einen auf dem 
Wunsch aus der Politik, insbesondere auch der damaligen Bürgermeisterin, Frau  
Gertrud Maltz-Schwarzfischer. Zum anderen hat sich der Integrationsbeirat,  
unterstützt durch AGABY (Arbeitsgemeinschaft der Ausländer, Migranten- und  
Integrationsbeiräte Bayern) und dem Jugendbeirat der Stadt Regensburg für die  
Schaffung einer Antidiskriminierungsstelle stark gemacht.

    Organisatorisch:

Organisatorisch wurde die Antidiskriminierungsstelle bei der Gleichstellungsstelle  
angegliedert und die Abteilung in Büro für Chancengleichheit umbenannt.

Das Büro für Chancengleichheit ist dem Direktorium 1 der Stadtverwaltung und damit 
direkt dem*der Oberbürgermeister*in zugeordnet.

    Beratungsangebot:
• Beratungen für alle Bürger*innen von Regensburg
• Vertrauliche Beratung bei Benachteiligungen
• Prüfung der Ansprüche nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz
• Vermittlung von Unterstützungsmöglichkeiten
• Verweis an zuständige Anlaufstellen und Fachdienststellen
• Hinwirken auf einvernehmliche Lösungen zwischen den betroffenen Parteien

53 Laut Koalitionsvertrag für die Stadtratsperiode 2020 - 2026 ist die Aufstockung auf eine Vollzeitstelle vorgesehen.
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Bei Bedarf soll mit einem offiziellen Schreiben der Oberbürgermeister in dem Anliegen 
einer „diskriminierungsfreien Stadt Regensburg“ Nachdruck verliehen werden.

    6.3. Würzburg: Unabhängige Antidiskriminierungsstelle im Ombudsrat

    Hintergrund und Geschichte

Diskriminierungen, menschenrechtsfeindliche Bestrebungen sowie rassistisch  
motivierte Übergriffe erforderten eine Antwort der lokalen Zivilgesellschaft und  
führten 2006 zur Gründung des Bündnisses für Zivilcourage durch verschiedene  
Organisationen der Würzburger Zivilgesellschaft (heute: Würzburger Bündnis für  
Demokratie und Zivilcourage e.V. – WBDZ e.V.). Dieses setzt sich aktiv für Demokratie, 
Teilhabe und ein friedliches Miteinander in der Stadt ein.

Es entstand die Forderung nach einer Anlaufstelle, um Menschen, die von  
Diskriminierung betroffen sind, unmittelbar zu unterstützen sowie Diskriminierungs- 
strukturen zu benennen. 2010 wurde auf Bestreben des Bündnisses und nach  
Beschluss des Stadtrats der Ombudsrat als Gremium mit Beiratscharakter gegen  
Diskriminierung jeglicher Art und für Zivilcourage eingerichtet und zu einer unabhängigen  
Antidiskriminierungsstelle weiterentwickelt. Das Bündnis (WBDZ e.V.) bildet die Träger-
struktur für den Würzburger Ombudsrat und somit auch für die Antidiskriminierungs-
stelle. Der Träger wird aktuell von mehr als 80 Organisationen vor Ort unterstützt.

    Organisation und Struktur

Die Mitglieder des Würzburger Ombudsrats werden vom Bündnis (WBDZ e.V.) für  
dieses kommunale Ehrenamt vorgeschlagen, vom Würzburger Stadtrat für die  
Dauer der kommunalen Wahlperiode bestellt und agieren unabhängig.

Anfang 2020 erhielt der Ombudsrat eine Aufstockung städtischer Mittel, wodurch 
eine halbe Stelle für eine qualifizierte und kompetente Antidiskriminierungsberatung  
geschaffen wurde.
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Der jährliche Bericht der Antidiskriminierungsstelle fließt in den Gesamtbericht 
des Ombudsrats ein und wird im Stadtrat vorgestellt. Durch den Ombudsrat  kann 
die Antidiskriminierungsstelle Anfragen, Anregungen, Empfehlungen und Stellung- 
nahmen an Stadtspitze, Stadtrat, Ausschüsse und Stadtverwaltung richten.  
Hierdurch wird eine strukturelle und institutionelle Veränderung in Bezug auf  
Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit gewährleistet.

    Beratungsangebot und Aufgaben

Die unabhängige Antidiskriminierungsstelle im Ombudsrat bearbeitet vertraulich 
alle Diskriminierungsfälle und führt bei Bedarf Mediationen durch. Die Beratung 
wird durch Öffentlichkeitsarbeit ergänzt, die für das Themenfeld Rassismus und  
Diskriminierung sensibilisiert. Sie setzt sich mit vielfältigen Aktivitäten für mehr  
Zivilcourage ein und leistet zivilgesellschaftliches Monitoring.

Die Stelle zeichnet sich durch einen horizontalen Ansatz (Orientierung an Menschen- 
rechten) aus, ist sensibel für Intersektionalität, vermittelt an andere Unterstützungs- 
angebote und verweist auf entsprechende Fachstellen.
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7. Wichtig zu wissen!

    7.1. Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Nach mehreren Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik musste 
Deutschland die vier europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien, die im Jahr 2000 
erlassen worden sind, umsetzen. Im Jahr 2006 wurde das AGG als einheitliches  
zentrales Regelwerk in Deutschland beschlossen und trat schließlich am 18. August 
2006 in Kraft.

Die vier europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien:

• Antirassismusrichtlinie (2000/43/EG)
• Rahmenrichtlinie Beschäftigung (2000/78/EG)
• Gender-Richtlinie (2002/73/EG), novelliert durch die Richtlinie 2006/54/EG  
 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der  
 Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungs- 
 fragen (Abl. EG Nr. L 204 S. 23)
• Richtlinie zur Gleichstellung der Geschlechter (2004/113/EG)
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Die im AGG geschützten Merkmale (§ 1):

• Ethnische Herkunft 
• Geschlecht
• Religion oder Weltanschauung
• Behinderung
• Alter
• Sexuelle Identität

Anwendungsbereiche:

• Arbeitsleben
• zivilrechtliche Massengeschäfte

Beispiele für vom AGG nicht berücksichtigte Lebensbereiche:

• Verwaltungen / öffentliche Institutionen
• Schulen
• Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer sozialen Herkunft und 
 ihres Status, z. B. Geflüchtete, ausgebeutete Arbeitskräfte, Menschen in  
 prekären Lebenssituationen oder Obdachlose

Literaturempfehlungen für rechtliche Recherchen:

• Recht der Schuldverhältnisse BGB-Buch 2: Allgemeines Gleichbehandlungs- 
 gesetz, von Staudinger, Kommentar, 18. Auflage, 2020, Sellier/de Gruyter,  
 ISBN 978-3-8059-1309-6
• Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz: AGG, Däubler / Bertzbach (Hrsg.),
• Handkommentar, 4. Auflage, 2018, Nomos, ISBN 978-3-8487-4228-8
• Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz - AGG – Online, von Roetteken,
• Kommentar zu den arbeits- und dienstrechtlichen Regelungen, Datenbank 
 Online-Produkt, R. v. Decker, ISBN 978-3-7685-8944-4
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    7. 2. Notwendigkeit eines Landesantidiskriminierungsgesetzes

Aus dem Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus (NAPgR)54 der Bundesregierung, der 
im Jahr 2017 präsentiert wurde, ist folgender Auszug hervorzuheben:

(…) Die Bundesregierung sieht zusammenfassend in der Bekämpfung von Rassismus, 
rassistischer Diskriminierung und von Ideologien der Ungleichwertikeit eine  
Daueraufgabe auf allen gesellschaftlichen Ebenen im föderativen System  
Deutschlands, der sich Exekutive, Legislative und Judikative in ihren jeweiligen  
Verantwortlichkeiten auch im Austausch mit der Zivilgesellschaft fortwährend  
stellen müssen (…)

Dieser klare und richtige Plan der Bundesregierung ist zu begrüßen. Um dem aber 
auch gerecht zu werden, braucht jedes Bundesland ein Instrument für die besagte 
Daueraufgabe, nämlich ein Landesantidiskriminierunsgesetz.

54 Siehe hierzu die Pressemitteilung des Bundesinnenministeriums vom 14.06.2017: https://www.bmi.bund.de/  
 SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2017/06/nationaler-aktionsplan-gegen-rassismus.html.
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Diesbezüglich ist das Bundesland Berlin mit seinem neu erlassenen  
Landesantidiskriminierungsgesetz55 ein gutes Beispiel, das flankierend zum  
AGG landesspezifische Regelungen beinhaltet. Das LADG ist das erste seiner  
Art in Deutschland und es ist dringend notwendig, dass die anderen Bundesländer 
nachziehen.

In einem Landesantidiskriminierungsgesetz sollten die vorhandenen Schwachstellen 
des AGG, z. B. das fehlende Verbandsklagerecht, behoben werden, um die daraus  
entstehenden Probleme für die Direktbetroffenen und Berater*innen zu mindern.  
Darüber hinaus können spezifische Gegebenheiten des jeweiligen Bundeslandes  
berücksichtigt werden.

55 Informationen zum Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) der Senatsverwaltung für Justiz,  
 Verbraucherschutz und Antidiskriminierung: https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/.
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    7.3. Negative Auswirkungen von Rassismen und Diskriminierungen auf 
         Betroffene

Rassismus und Diskriminierung kann zu folgenden negativen Auswirkungen führen:

• Sprachlosigkeit
• Ohnmacht
• Rückzug
• Angst
• Physische und psychische Krankheiten
• Wut
• Entfremdung (sich nicht dem „WIR“ dazugehörig fühlen)
• Zweifel
• Radikalisierung

    7.4. Beratungsmodelle

    Beratung von Opfern rechter und rassistischer Gewalt

• spezialisiert auf insbesondere strafrechtlich relevante Übergriffe und  
 physische Gewalterfahrungen
• Notwendig hierfür ist eine psychosoziale Unterstützung und professionelle 
 Begleitung
• Weitere Informationen siehe z. B. Verband der Beratungsstellen für  
 Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V.56

    Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus

• Beratung von Kommunen, Institutionen und Organisationen bei der Arbeit  
 gegen rechte Strukturen

56 https://verband-brg.de/.
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• Demokratieförderung durch Fachtagungen und Fortbildungen
• Weitere Informationen siehe z. B. Bundesverband Mobile Beratung e.V.57

    Antidiskriminierungsberatung

• Zivilrechtlichen Fällen ohne Straftatbestand
• Unterstützung von Betroffenen, die durch Einzelpersonen, Unternehmen, 
 Behörden oder Institutionen diskriminiert wurden oder werden
• Weitere Informationen siehe z. B. Antidiskriminierungsstelle des Bundes58

    Ombudsstelle

• Anlauf- oder Schlichtungsstelle für Bürger*innen bei jeglicher Art von  
 Benachteiligung, Diskriminierung und Streitbeilegung
• Antirassismus- und Antidiskriminierungsarbeit konzeptionell kein  
 Schwerpunkt, siehe etwa Ombudsstellen in Banken und Versicherungen
• Weitere Informationen siehe z.B. Berliner Bündnis außergerichtliche  
 Konfliktbeilegung59

57 https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/.
58 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Home/home_node.html.
59 https://www.schlichten-in-berlin.de/konflikte-loesen/ombudsstellen/was-ist-eine-ombudsstelle-2272996.
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